BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 19. Oktober 2016, Il R 44/12

Zuriickweisung einer im EU-Ausland niedergelassenen Steuerberatungsgesellschaft wegen geschaftsmafiiger
Hilfeleistung in Steuersachen fiir inlandische Steuerpflichtige - Einordnung einer Klageart

ECLI:DE:BFH:2016:U.191016.11R44.12.0
BFH II. Senat

AO & 80 Abs 4, StBerG & 2, StBerG & 3, StBerG & 3a Abs 1, StBerG & 32, StBerG & 49, AEUV Art 49, AEUV Art 54, AEUV Art
56, AEUV Art 57, AEUV Art 62, EGRL 32/2000 Art 1, EGRL 31/2000 Art 2, EGRL 31/2000 Art 3, EGRL 36/2005 Art 5, EGRL
123/2006 Art 16, FGO & 40, FGO & 41, StBerG & 3a Abs 2, AO & 80 Abs 5, AO & 128

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 18. Juli 2012, Az: 6 K 152/12
Leitsatze

1. Eine Zurtickweisung nach & 80 Abs. 5 AO ist bei einer unbefugten geschaftsmaRigen Hilfeleistung in Steuersachen
unabhangig davon gerechtfertigt, ob die hilfeleistende Person oder Vereinigung als Bevollmachtigte oder --wegen
fehlender Vollmacht-- als Beistand tatig geworden ist.

2. Steuerberatungsgesellschaften, die in einem anderen Mitgliedstaat der EU niedergelassen sind, sind nach & 3a StBerG
unter den im Einzelnen festgelegten Voraussetzungen zu einer voribergehenden und gelegentlichen Hilfeleistung in
Steuersachen "auf" deutschem Gebiet befugt. § 3a StBerG erfasst nicht grenzuberschreitende Dienstleistungen ohne
physischen Grenzibertritt der fiir die Steuerberatungsgesellschaft handelnden Personen.

3. Eine in einem anderen Mitgliedstaat ansassige oder niedergelassene Steuerberatungsgesellschaft bedarf zur
geschaftsmafigen Hilfeleistung in Steuersachen einer Befugnis nach den nationalen Vorschriften, wenn sie auch in
Deutschland niedergelassen ist. Hierfur reicht es aus, dass sie in stabiler und kontinuierlicher Weise "in" Deutschland
tatig wird, indem sie sich von einem hier befindlichen Berufsdomizil aus an inlandische Steuerpflichtige wendet.

4. Ist eine in einem anderen Mitgliedstaat ansassige oder niedergelassene Steuerberatungsgesellschaft nicht in
Deutschland niedergelassen, kann sie aufgrund der unionsrechtlich gewahrleisteten Dienstleistungsfreiheit zur
geschaftsmafdigen Hilfeleistung in Steuersachen fur inlandische Steuerpflichtige befugt sein.

Tenor

Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts vom 19. Juli 2012 6 K 152/12
aufgehoben, soweit es den Bescheid des Beklagten vom 12. Marz 2012 Uber die Zuriickweisung der Klagerin als
Bevollmachtigte betrifft.

Die Sache wird insoweit an das Niedersachsische Finanzgericht zurtickverwiesen.

Diesem wird die Entscheidung Uber die Kosten des Revisionsverfahrens ubertragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) ist eine Kapitalgesellschaft britischen Rechts mit Sitz in
Grofdbritannien und Niederlassungen in den Niederlanden sowie in Belgien. Gegenstand des Unternehmens sind die
Wirtschaftsberatung, Steuerberatung und das Rechnungswesen. Gesellschafter und Geschaftsfuhrer ("director”) sind
die in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) ansassige S und der in Belgien ansassige Y. Y war in
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Deutschland als Steuerberater bestellt gewesen. Seine Bestellung wurde im Jahr 2000 wegen Vermdogensverfalls
widerrufen.

In Deutschland ist die Klagerin nicht als Steuerberatungsgesellschaft nach § 32 Abs. 3, §§ 49 ff. des
Steuerberatungsgesetzes in der fiir 2012 geltenden Fassung (StBerG) anerkannt. Sie berat mehrere in Deutschland
ansassige Mandanten in steuerlichen Angelegenheiten und tritt fur diese in steuerlichen Verfahren auf.

Fur Postsendungen benannte die Klagerin als Zustellungsbeauftragte die A-Ltd. mit Sitz in Deutschland. Aus
mehreren dem Finanzgericht (FG) vorliegenden Zustellungsurkunden ist ersichtlich, dass Y in den Biroraumen der
A-Ltd. tatig war.

Die Klagerin wirkte bei der Anfertigung der Umsatzsteuererklarung der in Deutschland niedergelassenen C-Ltd. fur
2010 mit. Die nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck erstellte Erklarung ging Anfang 2012 beim Beklagten und
Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) ein. Das FA wies mit Bescheid vom 12. Marz 2012 die Klagerin als
Bevollmachtigte der C-Ltd. fur das Umsatzsteuer-Festsetzungsverfahren des Kalenderjahres 2010 nach & 80 Abs. 5
der Abgabenordnung in der bis einschlieflich 2016 geltenden Fassung (AO) zurlick. Zur Begrindung war
angegeben, dass die Klagerin nicht befugt sei, geschaftsmafiig Hilfe in Steuersachen zu leisten.

Mit der am 13. April 2012 erhobenen Klage wandte sich die Klagerin u.a. gegen ihre Zuriickweisung als
Bevollmachtigte. Das FA stimmte der Sprungklage zu. Das FG behandelte die Klage insoweit als Feststellungsklage
nach § 41 Abs. 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO).

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das FG teilte die Auffassung des FA, dass die Klagerin nicht befugt sei, der C-Ltd.
geschaftsmatfiig Hilfe in Steuersachen zu leisten. Auch die Voraussetzungen fur eine vorubergehende und
gelegentliche Hilfeleistung in Steuersachen nach & 3a StBerG lagen nicht vor. Die Klagerin habe keine schriftliche
Meldung, die den Anforderungen des & 3a Abs. 2 StBerG entspreche, an die fir die Niederlande zustandige
Steuerberaterkammer Dusseldorf gerichtet. Nach deren Mitteilung im Schreiben vom 25. Oktober 2011, das dem FG
in einem anderen Klageverfahren der Klagerin zugegangen sei, habe die Klagerin eine tatsachliche Niederlassung
und eine tatsachliche befugte mehrjahrige Tatigkeit in den Niederlanden nicht nachgewiesen. Das Urteil des FG ist
in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2012, 2174 ver6ffentlicht.

Mit der Revision rugt die Klagerin sinngemaf} die Verletzung des & 80 AO und der unionsrechtlichen
Bestimmungen in

- Art. 3 der Richtlinie 2000/31/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 liber bestimmte
rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschaftsverkehrs,
im Binnenmarkt ("Richtlinie Uber den elektronischen Geschaftsverkehr"), Amtsblatt der Europaischen
Gemeinschaft Nr. L 178, 1, --Richtlinie 2000/31/EG--,

- Art. 5 der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 Uber die
Anerkennung von Berufsqualifikationen (Amtsblatt der Europdischen Union --ABLEU-- Nr. L 255, 22), zuletzt
geandert durch Beschluss der Kommission vom 13. Januar 2016 (ABLEU Nr. L 134, 135) --Richtlinie
2005/36/EG--,

- Art. 16 der Richtlinie 2006/123/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 Uber
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABLEU Nr. L 376, 36), --Richtlinie 2006/123/EG--,

- Art. 56 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) i.d.F. des Vertrags von Lissabon zur
Anderung des Vertrags Uber die Europdische Union und des Vertrags zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft (ABLEU 2008, Nr. C-115, 47).

Zur Begrindung tragt die Klagerin vor, einem in den Niederlanden ansassigen Dienstleister, der dort in zulassiger
Weise steuerberatend tatig sei, kdnne es nicht untersagt werden, seine Dienstleistungen von den Niederlanden aus,
also ohne die Grenze physisch zu Uberschreiten, an in Deutschland ansassige Wirtschaftsteilnehmer zu erbringen.
Das gelte unabhangig davon, dass die steuerberatende Tatigkeit in Deutschland --anders als in den Niederlanden--
bestimmten Berufstragern vorbehalten sei. Im Streitfall sei zur Erbringung der Dienstleistung an die C-Ltd. kein
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Grenzlbertritt erfolgt; sie --die Kldgerin-- habe die Umsatzsteuererkldarung in ihrer Niederlassung in den
Niederlanden angefertigt und von dort aus an das FA bermittelt.

9  Der Senat hat mit Beschluss vom 20. Mai 2014 11 R 44/12 (BFHE 246, 278, BStBL 11 2014, 907) das
Revisionsverfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH) mehrere Fragen zur
Vorabentscheidung vorgelegt, Uber die der EuGH mit Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft vom 17. Dezember 2015
C-342/14 (EU:C:2015:827) entschieden hat.

10 Die Klagerin beantragt, die Vorentscheidung, soweit sie den Bescheid vom 12. Marz 2012 (ber die Zuriickweisung
als Bevollmachtigte betrifft, und den Bescheid vom 12. Marz 2012 aufzuheben.

11 Das FA beantragt, die Revision als unbegriindet zuriickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

12 Die Revision ist begriindet. Sie flihrt zur Aufhebung der Vorentscheidung, soweit sie den Bescheid vom 12. Marz
2012 uber die Zuruckweisung der Klagerin als Bevollmachtigte betrifft, und zur Zuriickverweisung der Sache an das
FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO). Das FG ist zwar zutreffend
davon ausgegangen, dass die Klagerin zum Zeitpunkt der Zuruckweisung nach nationalem Recht nicht zur
geschaftsmafigen Hilfeleistung in Steuersachen befugt war. Das FG hat aber Unionsrecht nicht richtig angewendet.
Die Feststellungen des FG tragen nicht seine Entscheidung, dass die Klagerin beim Erlass des Bescheids vom
12. Marz 2012 unter die Vorschriften des Niederlassungsrechts (Art. 49 ff. AEUV) fiel.

13 1. Die Revision der Klagerin richtet sich gegen das Urteil des FG, soweit die Klage gegen den Bescheid vom
12. Marz 2012 abgewiesen wurde. Die weiteren im Klageverfahren verfolgten Feststellungsbegehren sind --wie aus
dem Antrag der Klagerin ersichtlich ist und wie sie in der mundlichen Verhandlung klargestellt hat-- nicht
Gegenstand des Revisionsverfahrens.

14 2. Die von der Klagerin erhobene Klage ist zulassig. Die Klage ist entgegen der Auffassung des FG nicht als
Feststellungsklage i.S. des § 41 Abs. 1 FGO, sondern als Anfechtungsklage i.S. des § 40 Abs. 1 FGO zu verstehen.

15 a) Fur die Einordnung und Wurdigung einer Klageart kommt es nicht auf die Bezeichnung, sondern auf den Inhalt
des Klagebegehrens an, der ggf. im Wege der Auslegung zu ermitteln ist (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH--
vom 29. April 2009 X R 35/08, BFH/NV 2009, 1777, m.w.N.). In der Auslegung prozessualer Willenserklarungen, die
im erstinstanzlichen Klageverfahren abgegeben worden sind, ist das Revisionsgericht frei; es ist insoweit nicht an
die Auslegung durch die Vorinstanz gebunden (BFH-Urteil vom 20. September 1996 VI R 43/93, BFH/NV 1997, 249).

16 b) Die Klagerin begehrt nicht nur die Feststellung der Nichtigkeit des Bescheids vom 12. Marz 2012, sondern
dariber hinaus die Aufhebung des Bescheids. Dieses Klagebegehren ist im Wege der Anfechtungsklage zu
verfolgen, zumal dem Vorbringen der Klagerin zu entnehmen ist, dass der Bescheid auch im Falle der
Rechtswidrigkeit aufgehoben werden soll.

17 c¢) Da das FA der Klage ohne Vorverfahren zugestimmt hat, ist sie als Sprungklage nach & 45 Abs. 1 Satz 1 FGO
zulassig.

18 3. Das FG hat zutreffend erkannt, dass die Zurickweisung im Bescheid vom 12. Mdarz 2012 nicht deshalb
rechtswidrig ist, weil die Klagerin als Bevollmachtigte und nicht als Beistand zurlickgewiesen wurde.

19 a) Nach & 80 Abs. 5 AO sind Bevollmachtigte und Beistande zurlickzuweisen, wenn sie geschaftsmafig Hilfe in
Steuersachen leisten, ohne dazu befugt zu sein. Hilfeleistung in diesem Sinne ist auch die Mitwirkung bei der
Anfertigung und Abgabe von Steuererklarungen (vgl. BFH-Urteil vom 1. Marz 1983 VII R 27/82, BFHE 138, 129,
BStBL I1 1983, 318; FG Nurnberg, Urteil vom 14. September 2012 4 K 1870/10).

20 b) Eine Zurlckweisung nach & 80 Abs. 5 AO ist bei einer unbefugten geschaftsmaRigen Hilfeleistung in
Steuersachen unabhangig davon gerechtfertigt, ob die hilfeleistende Person oder Vereinigung als Bevollmachtigte
oder --wegen fehlender Vollmacht-- als Beistand tatig geworden ist.
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aa) Hat eine Person oder Vereinigung bei der Erstellung und Abgabe der Steuererklarung fiir einen Steuerpflichtigen
mitgewirkt und ist diese Mitwirkung aus den Angaben in der Steuererklarung erkennbar, kann allein daraus nicht
der Schluss gezogen werden, dass der Steuerpflichtige der Person oder Vereinigung eine Vollmacht i.S. des & 80
Abs. 1 AO zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen erteilt hat. Ein mit der
Anfertigung und Abgabe der Steuererklarung Betrauter wird hinsichtlich der darin enthaltenen Erklarungen nicht als
Bevollmachtigter, sondern lediglich als Erfullungsgehilfe des Steuerpflichtigen tatig (vgl. BFH-Urteile vom

3. Februar 1983 IV R 153/80, BFHE 137, 547, BStBL Il 1983, 324, und vom 28. November 1990 VI R 174/87, BFH/NV
1991, 502). Der Steuerpflichtige kommt seiner Erklarungspflicht aufgrund der 88 149, 150 AO in eigener Person
nach. Das gilt auch fir die nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugebende Umsatzsteuer-Jahreserklarung

(8 18 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes in der fir 2010 mafigebenden Fassung). Liegt eine Vollmacht des
Steuerpflichtigen nicht vor, scheidet auch eine Zurlickweisung des Hilfeleistenden als Bevollmachtigter aus.

bb) Eine Person oder Vereinigung, die nicht Bevollmachtigte ist und bei der Anfertigung und Abgabe einer
Steuererklarung des Steuerpflichtigen mitgewirkt hat, ist als Beistand zuruickzuweisen, wenn sie ohne Befugnis
geschaftsmafig Hilfe in Steuersachen leistet (a.A. FG Koln, Urteil vom 5. November 1996 8 K 4965/94, EFG 1997,
1144). Beistand ist eine Person oder Vereinigung, die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren unterstitzt, ohne ihn
zu vertreten (Koenig/Wiinsch, Abgabenordnung, 3. Aufl., 8 80 Rz 70; Drien in Tipke/Kruse, Abgabenordnung,
Finanzgerichtsordnung, & 80 AO Rz 49). Der Begriff des Beistands i.S. des § 80 Abs. 5 AO ist weit auszulegen.

cc) Ein Beistand kann auch bei der Anfertigung und Abgabe einer Steuererklarung mitwirken. Die Regelung in & 80
Abs. 4 Satze 1 und 2 AO, nach der ein Beteiligter zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand
erscheinen kann und das von dem Beistand Vorgetragene als von dem Beteiligten vorgebracht gilt, soweit dieser
nicht unverziglich widerspricht, steht dem nicht entgegen.

& 80 Abs. 4 AO beschrankt die Tatigkeit eines Beistands nicht auf miindliche AuRBerungen im Beisein des Beteiligten
(vgl. Sohn in Hubschmann/Hepp/Spitaler, § 80 AO Rz 246; zur identischen Vorschrift des § 14 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes: Kopp/ Ramsauer, VWVfG, Kommentar, 17. Aufl., § 14 Rz 33). Dies ergibt sich aus

§ 80 Abs. 6 Satz 1 AO, der zunachst die Zurickweisung eines Beistands allgemein und danach die Zurtickweisung
vom miindlichen Vortrag gesondert regelt. Gemaf} § 80 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 1 AO ist ein Beistand vom Vortrag
zuruckzuweisen, wenn er hierzu ungeeignet ist; vom mundlichen Vortrag kann er nur zuriickgewiesen werden, wenn
er zum sachgemafien Vortrag nicht fahig ist (8 80 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2 AO). Daraus ist erkennbar, dass ein
Beistand einen Beteiligten auch bei schriftlichem Vorbringen --wie bei der Erstellung und Abgabe einer
Steuererklarung-- unterstiitzen kann.

dd) Im Ubrigen gibt es keine Griinde dafiir, Bevollméachtigte und Beistdnde im Rahmen des & 80 Abs. 5 AO
unterschiedlich zu behandeln. Auch ein Beistand kann --nach der Mitwirkung bei der Anfertigung und Abgabe der
Steuererklarung-- in dem sich anschlieBenden Besteuerungsverfahren weiterhin bei schriftlichen Auerungen des
Steuerpflichtigen mithelfen.

c) Wird eine Person oder Vereinigung, die als Beistand bei der Anfertigung und Abgabe einer Steuererklarung
mitgewirkt hat, vom Finanzamt --wie im Streitfall-- falschlicherweise als Bevollmachtigte zurickgewiesen, fuhrt
dies nicht zur Rechtswidrigkeit des Bescheids. Der Bescheid ist nach § 128 AO dahin umzudeuten, dass die
Zuruckweisung die Person oder Vereinigung als Beistand betrifft.

4. Die Klagerin war bei Ergehen des Bescheids vom 12. Marz 2012 nach nationalem Recht nicht zur
geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen befugt.

a) Die geschaftsmafiige Hilfeleistung in Steuersachen darf nach & 2 Satz 1 StBerG nur von Personen und
Vereinigungen ausgelibt werden, die hierzu befugt sind. § 2 Satz 1 StBerG gilt auch fir
Steuerberatungsgesellschaften, die --wie die Kldgerin-- ihren Sitz in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
(EU) haben und von einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat (Niederlande) aus Hilfe in Steuersachen fir
inlandische Steuerpflichtige leisten.

b) Zur geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen sind nach & 3 Nr. 3 StBerG Steuerberatungsgesellschaften,
Rechtsanwaltsgesellschaften, Wirtschaftspriifungsgesellschaften und Buchprufungsgesellschaften befugt.
Steuerberatungsgesellschaften bedurfen der Anerkennung (8 32 Abs. 3 Satz 1 StBerG). Die Anerkennung setzt den
Nachweis voraus, dass die Gesellschaft von Steuerberatern, die bestellt sein miissen, verantwortlich gefuhrt wird
(8 32 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 StBerG). Die Klagerin ist keine solche Gesellschaft.
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c) Nach & 3a Abs. 1 Satz 1 StBerG sind Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der EU beruflich niedergelassen
sind und dort befugt geschaftsmaRig Hilfe in Steuersachen nach dem Recht des Niederlassungsstaates leisten, zur
voriubergehenden und gelegentlichen geschaftsmaRigen Hilfeleistung in Steuersachen auf deutschem Gebiet
befugt. Der Umfang der Befugnis zur Hilfeleistung in Steuersachen im Inland richtet sich nach dem Umfang dieser
Befugnis im Niederlassungsstaat (8§ 3a Abs. 1 Satz 2 StBerG). Bei ihrer Tatigkeit im Inland unterliegen sie denselben
Berufsregeln wie die in § 3 StBerG genannten Personen (&8 3a Abs. 1 Satz 3 StBerG). Wenn weder der Beruf noch die
Ausbildung zu diesem Beruf im Staat der Niederlassung reglementiert ist, gilt die Befugnis zur geschaftsmafiigen
Hilfeleistung in Steuersachen im Inland nur, wenn die Person den Beruf dort wahrend der vorhergehenden zehn
Jahre mindestens zwei Jahre ausgeubt hat (§ 3a Abs. 1 Satz 4 StBerG). Die geschaftsmaRige Hilfeleistung in
Steuersachen nach & 3a Abs. 1 StBerG ist nur zuldssig, wenn die Person vor der ersten Erbringung im Inland der
zustandigen Stelle schriftlich Meldung erstattet (§ 3a Abs. 2 Satz 1 StBerG).

aa) & 3a StBerG erlaubt unter den im Einzelnen festgelegten Voraussetzungen eine voriibergehende und
gelegentliche Hilfeleistung in Steuersachen "auf" deutschem Gebiet. Die Vorschrift dient der Umsetzung der
Richtlinie 2005/36/EG in Bezug auf die geschaftsmafiige Hilfeleistung in Steuersachen in Deutschland durch
Personen und Vereinigungen aus einem anderen Mitgliedstaat der EU. Nach Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG
gelten die Bestimmungen zur Dienstleistungsfreiheit (Titel Il) nur fur den Fall, dass sich der Dienstleister zur
vorubergehenden und gelegentlichen Austubung des Berufs nach Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG in den
Aufnahmemitgliedstaat begibt. Der zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG eingefuigte § 3a StBerG ist deshalb
nur anwendbar, wenn die Hilfeleistung in Steuersachen auf deutschem Hoheitsgebiet erbracht wird. Eine
Anwendung des & 3a StBerG scheidet dagegen aus, wenn die Hilfe in Steuersachen ohne physischen Grenzubertritt
des Dienstleisters oder der fiir ihn handelnden Personen in einem anderen Mitgliedstaat der EU erbracht wird.

bb) Die Voraussetzungen des & 3a StBerG fir eine voriibergehende und gelegentliche Hilfeleistung in Steuersachen
"auf” deutschem Hoheitsgebiet liegen nach den Feststellungen des FG nicht vor.

Das FG hat fir den BFH nach & 118 Abs. 2 FGO bindend festgestellt, dass die schriftliche Meldung der Klagerin an
die Steuerberaterkammer Disseldorf nicht den Anforderungen des & 3a Abs. 2 StBerG entsprochen hat. Die Klagerin
hat weder eine Bescheinigung uber eine rechtmafiige Niederlassung zur Ausiibung der geschaftsmafiigen
Hilfeleistung in Steuersachen in den Niederlanden (& 3a Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 StBerG) noch einen Nachweis Uber ihre
Berufsqualifikation (§ 3a Abs. 2 Satz 3 Nr. 6 StBerG) noch einen Nachweis daruber vorgelegt, dass sie ihren Beruf im
Staat ihrer Niederlassung mindestens zwei Jahre ausgelibt hat (§ 3a Abs. 2 Satz 3 Nr. 7 StBerG). Zulassige und
begriindete Revisionsriigen hat die Kldagerin insoweit nicht vorgebracht. Hierflr reicht es nicht aus, die Verletzung
von § 76 FGO zu rugen, weil das FG nicht auf die Zuziehung des in einem anderen Verfahren eingegangenen
Schreibens der Steuerberaterkammer Diisseldorf vom 25. Oktober 2011 hingewiesen habe. Die Klagerin hat nicht
dargelegt, dass die Angaben in diesem Schreiben fehlerhaft seien. Dazu bestand vor allem deshalb Anlass, weil das
FA wahrend des Klageverfahrens vorgetragen hat, dass eine vollstandige Meldung gemaf} § 3a Abs. 2 StBerG zu
keinem Zeitpunkt vorgelegen habe.

cc) Da die Voraussetzungen des & 3a StBerG bereits wegen der unvollstandigen Meldung an die
Steuerberaterkammer Dusseldorf nicht erfiillt sind, kann dahinstehen, ob eine Befugnis nach § 3a StBerG auch
deshalb nicht gegeben ist, weil das FG von einer dauerhaften Steuerberatungstatigkeit der Klagerin "in"
Deutschland ausgegangen ist. Ebenso kommt es fur die Anwendung des & 3a StBerG nicht darauf an, ob die
Einlassung der Klagerin zutrifft, sie habe die Dienstleistung im Niederlassungsstaat (Niederlande) erbracht. Denn in
diesem Fall ware § 3a StBerG von vornherein nicht anwendbar, weil keine Dienstleistung "auf" deutschem
Hoheitsgebiet vorlage.

5. Die nationalen Vorschriften (88 2, 3 Nr. 3, 32 Abs. 3 StBerG) sind flr eine in einem anderen Mitgliedstaat
ansassige Steuerberatungsgesellschaft auch maRgebend, wenn sie in Deutschland niedergelassen ist und damit in
den Geltungsbereich der Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 AEUV fallt. Das FG hat jedoch die Voraussetzungen fir
die Anwendung des Art. 49 AEUV fehlerhaft angenommen.

a) Die Niederlassungsfreiheit umfasst gemaR Art. 49 Abs. 2 AEUV die Aufnahme und Ausiibung selbstandiger
Erwerbstatigkeiten sowie die Griindung und Leitung von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften i.S. des
Art. 54 Abs. 2 AEUV, nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats fur seine eigenen Angehdrigen. Die Vorschrift
regelt den Inhalt der Niederlassungsfreiheit und legt fest, dass hierfiir die Bestimmungen des Aufnahmestaats fur
seine eigenen Angehdrigen gelten. Fir die Anwendung der Vorschriften tUber die Niederlassungsfreiheit stehen die
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats gegrindeten Gesellschaften, die ihren satzungsmafiigen Sitz, ihre
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Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Union haben, den naturlichen Personen gleich, die
Angehdrige der Mitgliedstaaten sind (Art. 54 Abs. 1 AEUV).

b) Bei der Abgrenzung des jeweiligen Geltungsbereichs der Grundsatze des freien Dienstleistungsverkehrs und der
Niederlassungsfreiheit muss festgestellt werden, ob der Wirtschaftsteilnehmer in dem Mitgliedstaat, in dem er die
fragliche Dienstleistung anbietet, niedergelassen ist oder nicht (vgl. EuGH-Urteil Duomo Gpa u.a. vom 10. Mai 2012
C-357/10 bis 359/10, EU:C:2012:283, Rz 30). Die Vorschriften des Kapitels tber die Dienstleistungen sind
gegenuber denen des Kapitels Uber das Niederlassungsrecht subsidiar (EuGH-Urteil Gebhard vom 30. November
1995 C-55/94, EU:C:1995:411, Rz 22).

Ist der Wirtschaftsteilnehmer in dem Mitgliedstaat, in dem er die Dienstleistung anbietet (Empfanger- oder
Aufnahmemitgliedstaat), niedergelassen, so fallt er in den Geltungsbereich des Grundsatzes der
Niederlassungsfreiheit, wie er in Art. 49 AEUV definiert ist (EuGH-Urteile Kommission/Portugal vom 29. April 2004
C-171/02, EU:C:2004:270, Rz 24, und Duomo Gpa u.a., EU:C:2012:283, Rz 30). Ist der Wirtschaftsteilnehmer dagegen
nicht im Empfangermitgliedstaat niedergelassen, so ist er ein grenzliberschreitender Dienstleister, der unter den
Grundsatz des freien Dienstleistungsverkehrs nach Art. 56 AEUV fallt (vgl. EuGH-Urteile Kommission/Portugal,
EU:C:2004:270, Rz 24, und Duomo Gpa u.a., EU:C:2012:283, Rz 30).

Ist eine in einem anderen Mitgliedstaat ansassige Steuerberatungsgesellschaft auch in Deutschland niedergelassen,
kann sie sich auf die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) berufen. Die Anwendung der Vorschriften uber das
Niederlassungsrecht hat nach Art. 49 Abs. 2 AEUV zur Folge, dass die Steuerberatungsgesellschaft mit der
Niederlassung den nationalen Vorschriften (88 2, 3 Nr. 3, 32 Abs. 3 StBerG) unterliegt.

c) Nach standiger Rechtsprechung des EuGH ist der Begriff der Niederlassung ein sehr weiter Begriff, der die
Mdglichkeit fir einen Unionsangehdrigen impliziert, in stabiler und kontinuierlicher Weise am Wirtschaftsleben
eines anderen Mitgliedstaats als seines Herkunftsstaats teilzunehmen und daraus Nutzen zu ziehen, wodurch die
wirtschaftliche und soziale Verflechtung innerhalb der Union im Bereich der selbstandigen Tatigkeiten gefordert
wird (vgl. EuGH-Urteile Winner Wetten vom 8. September 2010 C-409/06, EU:C:2010:503, Rz 46, und StoR vom
8. September 2010 C-316/07, EU:C:2010:504, Rz 59).

Voraussetzung fur die Anwendbarkeit der Bestimmungen uber das Niederlassungsrecht ist jedoch, dass eine
dauernde Prasenz im Aufnahmemitgliedstaat sichergestellt ist. Diese Prasenz kann eine Zweigniederlassung, eine
Agentur oder ein Biiro sein, das von einer Person gefiihrt wird, die zwar unabhangig, aber beauftragt ist, auf Dauer
fur dieses Unternehmen wie eine Agentur zu handeln (vgl. EuGH-Urteile Centro di Musicologia Walter Stauffer vom
14. September 2006 C-386/04, EU:C:2006:568, Rz 19; Winner Wetten, EU:C:2010:503, Rz 46; Stof3, EU:C:2010:504,
Rz 59). Ein Unionsangehdariger fallt unter die Vorschriften des Kapitels tUber das Niederlassungsrecht, wenn er in
stabiler und kontinuierlicher Weise eine Berufstatigkeit "in" einem anderen Mitgliedstaat ausubt, in dem er sich von
einem dort befindlichen "Berufsdomizil” aus an die Angehdrigen dieses Staates wendet (vgl. EuGH-Urteile Gebhard,
EU:C:1995:411, Rz 28; Schnitzer vom 11. Dezember 2003 C-215/01, EU:C:2003:662, Rz 29; Kommission/Portugal,
EU:C:2004:270, Rz 25).

Ein in einem Mitgliedstaat niedergelassener Wirtschaftsteilnehmer ist jedoch nicht schon deshalb als in einem
anderen Mitgliedstaat niedergelassen anzusehen, weil er in diesem anderen Mitgliedstaat liber einen langeren
Zeitraum hinweg Dienstleistungen erbringt (EuGH-Urteil Kommission/Portugal, EU:C:2004:270, Rz 27). Art. 56 AEUV
kann auch Dienstleistungen umfassen, deren Erbringung sich uber einen langeren Zeitraum, bis hin zu mehreren
Jahren, erstreckt (EuGH-Urteil Kommission/Portugal vom 18. November 2010 C-458/08, EU:C:2010:692, Rz 85, zu
Dienstleistungen im Rahmen eines GroBbauprojekts).

d) Nach diesen Grundsatzen reicht es entgegen der Auffassung des FG fur die Anwendung der unionsrechtlichen
Vorschriften tber das Niederlassungsrecht auf eine steuerberatende Tatigkeit in Deutschland nicht aus, dass ein in
einem anderen Mitgliedstaat ansassiger bzw. niedergelassener Dienstleister --wie die Kldagerin-- in stabiler und
kontinuierlicher Weise eine Berufstatigkeit in Deutschland ausubt. Erforderlich ist vielmehr stets, dass der
Dienstleister in Deutschland auch Uber eine standige Prasenz (Geschaftsraume) verfugt. Da das FG Unionsrecht
insoweit nicht zutreffend angewendet hat, war die Vorentscheidung aufzuheben.

6. Die Sache ist nicht spruchreif. Im Streitfall fehlen ausreichende Feststellungen dazu, ob die Klagerin zum
Zeitpunkt des Ergehens des Zurlickweisungsbescheids vom 12. Marz 2012 tber eine Niederlassung in Deutschland
verfugte.
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a) Das FG hat festgestellt, aus mehreren Zustellungsurkunden sei ersichtlich, dass Y unter der Adresse der A-Ltd.
tatig sei. Zudem sei dem FG aus einer Vielzahl von Verfahren, die eine Zuriickweisung der Klagerin als
Bevollmachtigte betrafen, bekannt, dass die Klagerin unter der Anschrift der A-Ltd. handele und Mandanten im
raumlichen Umfeld dieses inlandischen Standorts betreue. Konkrete Feststellungen dazu, ob und fir welchen
Zeitraum die Klagerin die rechtliche oder tatsachliche Mdglichkeit hatte, die Geschaftsraume der A-Ltd. fir eine
steuerberatende Tatigkeit zu nutzen, fehlen aber. Dabei kann die Tatigkeit des Y in den Geschaftsraumen der A-Ltd.,
in denen er wohl zuzustellende Briefsendungen entgegengenommen hat und sonstige, vom FG nicht ndaher
bezeichnete Tatigkeiten ausgefuhrt haben soll, der Klagerin zuzurechnen sein.

b) Hat sich Y aufgrund einer eigenen Nutzungsmaglichkeit (z.B. als Gesellschafter oder Geschaftsfuhrer der A-Ltd.) in
deren Geschaftsraumen aufgehalten, kann davon auszugehen sein, dass er dort auch steuerberatende Tatigkeiten
fur die Klagerin erledigen konnte und damit eine Niederlassung der Klagerin bestand. War die Klagerin in
Deutschland niedergelassen, kann sie sich nicht darauf berufen, dass sie die konkrete Dienstleistung --die
Anfertigung und Ubersendung der Umsatzsteuererkldrung der C-Ltd. fiir 2010-- von den Niederlanden aus erbracht
habe.

) Das FG wird deshalb Feststellungen dazu nachzuholen haben, ob die Klagerin im Marz 2012 Uber eine standige
Prasenz in Deutschland verfligte. Die Beteiligten sind bei der Erforschung des Sachverhalts heranzuziehen (&8 76
Abs. 1 Satz 2 FGO). Sie haben ihre Erklarungen Uber tatsachliche Umstande vollstandig und der Wahrheit gemaf3
abzugeben und sich auf Anforderung des Gerichts zu den von den anderen Beteiligten vorgetragenen Tatsachen zu
erklaren (&8 76 Abs. 1 Satz 3 FGO). Die Feststellungslast (objektive Beweislast) fir die Tatsachen, die die Annahme
einer Niederlassung der Klagerin in Deutschland rechtfertigen, tragt das FA. Denn eine solche Niederlassung fihrt
dazu, dass der vom FA erlassene Zurlickweisungsbescheid rechtmafiig ist.

7. Hatte die Klagerin zum Zeitpunkt der Zurtickweisung keine Niederlassung in Deutschland, konnte sie
moglicherweise aufgrund der unionsrechtlich gewahrleisteten Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 AEUV) zur
geschaftsmafigen Hilfeleistung in Steuersachen fur inlandische Steuerpflichtige befugt sein.

a) Nach Art. 56 Abs. 1 AEUV sind Beschrankungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Union fir
Angehdorige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen des Leistungsempfangers
ansassig sind, nach Mafigabe der folgenden Bestimmungen verboten.

Dienstleistungen im Sinne der Vertrage sind Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie
nicht den Vorschriften tber den freien Waren- und Kapitalverkehr und Uber die Freizlgigkeit der Personen
unterliegen (Art. 57 Abs. 1 AEUV). Als Dienstleistungen gelten insbesondere freiberufliche Tatigkeiten (Art. 57 Abs. 2
Buchst. d AEUV).

Unbeschadet des Kapitels Uber die Niederlassungsfreiheit kann der Leistende zwecks Erbringung seiner Leistungen
seine Tatigkeit voribergehend in dem Mitgliedstaat ausuben, in dem die Leistung erbracht wird, und zwar unter den
Voraussetzungen, welche dieser Mitgliedstaat fir seine eigenen Angehdrigen vorschreibt (Art. 57 Abs. 3 AEUV).

Nach Art. 62 AEUV finden die Bestimmungen der Art. 51 bis 54 AEUV auf das in Kapitel 3 geregelte Sachgebiet
"Dienstleistungen” Anwendung. Gemaf3 Art. 54 Abs. 1 AEUV stehen die nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats gegriindeten Gesellschaften, die ihren satzungsmaRigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre
Hauptniederlassung innerhalb der Union haben, den natirlichen Personen gleich, die Angehdrige der
Mitgliedstaaten sind. Als Gesellschaften gelten gemafd Art. 54 Abs. 2 AEUV die Gesellschaften des biirgerlichen
Rechts und des Handelsrechts einschliefilich der Genossenschaften und die sonstigen juristischen Personen des
offentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen.

b) Der EuGH hat mit Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft vom 17. Dezember 2015 C-342/14 (EU:C:2015:827)
entschieden, dass Art. 56 AEUV dahin auszulegen ist, dass er es nicht zuldsst, dass eine Regelung eines
Mitgliedstaats, in der die Voraussetzungen fir den Zugang zur Tatigkeit der geschaftsmafiigen Hilfeleistung in
Steuersachen festgelegt sind, die Dienstleistungsfreiheit einer Steuerberatungsgesellschaft beschrankt, die nach
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats, in dem sie niedergelassen ist, gegrundet wurde und in diesem
Mitgliedstaat, in dem die steuerberatende Tatigkeit nicht reglementiert ist, eine Steuererklarung fur einen
Leistungsempfanger im erstgenannten Mitgliedstaat erstellt und an die Finanzverwaltung dieses Mitgliedstaats
Ubermittelt, ohne dass die Qualifikation, die diese Gesellschaft oder die natirlichen Personen, die fur sie die
Dienstleistung der geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen erbringen, in anderen Mitgliedstaaten erworben
haben, ihrem Wert entsprechend anerkannt und angemessen bertcksichtigt wird.
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Die EuGH-Entscheidung betrifft eine Dienstleistung mit grenziiberschreitendem Charakter, die in einem anderen
Mitgliedstaat der EU fur einen inlandischen Steuerpflichtigen erbracht wird, ohne dass sich der Dienstleister oder
die fiir ihn handelnden Personen auf deutsches Hoheitsgebiet begeben (EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft,
EU:C:2015:827, Rz 34). Eine solche Dienstleistung fallt weder unter Art. 5 der Richtlinie 2005/36/EG noch unter

Art. 16 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2006/123/EG (vgl. EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827,

Rz 40).

Der EuGH hat darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten, solange es an einer Harmonisierung der
Voraussetzungen flr den Zugang zu einem Beruf fehlt, festlegen durfen, welche Kenntnisse und Fahigkeiten zu
dessen Ausubung notwendig sind (EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 44 und die dort
angefuhrte Rechtsprechung). Da die Bedingungen flr den Zugang zur Tatigkeit der geschaftsmafiigen Hilfeleistung
in Steuersachen bisher nicht auf Unionsebene harmonisiert worden sind, bleiben die Mitgliedstaaten befugt, diese
Voraussetzungen festzulegen (EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 45). Die
Mitgliedstaaten mussen ihre Befugnisse in diesem Bereich jedoch unter Beachtung der vertraglich garantierten
Grundfreiheiten ausuben (EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 47).

Der freie Dienstleistungsverkehr (Art. 56 AEUV) verlangt die Aufhebung aller Beschrankungen, sofern sie geeignet
sind, die Tatigkeit des Dienstleistenden, der in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist und dort rechtmafig
vergleichbare Dienstleistungen erbringt, zu unterbinden, zu behindern oder weniger attraktiv zu machen. Deshalb
obliegt es den nationalen Behorden, insbesondere dafiir Sorge zu tragen, dass die in anderen Mitgliedstaaten
erworbene Qualifikation des Dienstleistenden ihrem Wert entsprechend anerkannt und angemessen berucksichtigt
wird (vgl. EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 54 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung). Eine Verpflichtung des Erbringers einer Dienstleistung der geschaftsmaRigen Hilfeleistung in
Steuersachen, den Behorden des Mitgliedstaats, in dem der Zugang zur Tatigkeit der geschaftsmafiigen
Hilfeleistung in Steuersachen reglementiert ist und in dem der Dienstleister solche Leistungen zu erbringen
beabsichtigt, Uber diese Absicht eine einfache vorherige Meldung zu erstatten, wirde es den Behdrden ermdglichen,
die Qualifikation zu Uberprifen, die der Dienstleistende oder die natirlichen Personen, die fur ihn die betreffende
Dienstleistung erbringen, in anderen Mitgliedstaaten --gegebenenfalls durch Berufserfahrung-- auf dem speziellen
Gebiet des Steuerwesens erworben haben, in dem der Dienstleistende seine Tatigkeit auszuliben beabsichtigt
(EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 56).

) Fehlen --wie im Streitfall-- nationale Regelungen, die eine Berlicksichtigung der in anderen Mitgliedstaaten
erworbenen Qualifikation einer Gesellschaft oder der fiir sie handelnden Personen zur geschaftsmafiigen
Hilfeleistung in Steuersachen erlauben, gebietet es nach der Rechtsprechung des EuGH (vgl. EuGH-Urteil X-
Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827) die Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 AEUV, eine solche
Qualifikation ihrem Wert entsprechend anzuerkennen und angemessen zu berucksichtigen. Da der EuGH hierzu
keine Rechtsgrundsatze aufgestellt hat, obliegt es den nationalen Behdrden und Gerichten festzulegen, unter
welchen Voraussetzungen eine in anderen Mitgliedstaaten erworbene Qualifikation eine Befugnis des Dienstleisters
zur geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen durch grenziiberschreitende Dienstleistungen fir inlandische
Steuerpflichtige begriindet.

aa) Fur die Festlegung, welche in einem anderen Mitgliedstaat erworbenen Qualifikationen fur eine Befugnis zur
geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen mafigeblich sind, geben die nationalen Regelungen in § 3a Abs. 1
Satz 4 i.V.m. Abs. 2 Satz 3 Nrn. 6 und 7 StBerG einen Anhaltspunkt. Die dort fiir die voribergehende und
gelegentliche Hilfeleistung auf deutschem Hoheitsgebiet genannten Voraussetzungen stellen auf die berufliche
Qualifikation eines Dienstleisters ab und sind deshalb auch als sachgerechte Anforderungen fir den Fall geeignet,
dass ein Dienstleister von einem anderen Mitgliedstaat aus ohne Grenzubertritt eine dauerhafte geschaftsmafiige
Hilfeleistung in Steuersachen fur inlandische Steuerpflichtige ausuben will. Die berufliche Qualifikation kann sich
aufgrund einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die Kenntnisse und Fahigkeiten zur Austibung einer
steuerberatenden Tatigkeit in dem anderen Mitgliedstaat vermittelt, oder --falls eine solche in dem anderen
Mitgliedstaat nicht erforderlich ist-- aufgrund der dort im Zusammenhang mit der Steuerberatung gewonnenen
Berufserfahrung ergeben.

bb) Ist weder der Beruf noch die Ausbildung zu diesem Beruf in dem anderen Mitgliedstaat reglementiert, gentigt in
Anlehnung an & 3a Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 2 Satz 3 Nr. 7 StBerG, dass die Person den Beruf im Staat der
Niederlassung wahrend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei Jahre ausgelibt hat. Die Berufsausiibung in
dem anderen Mitgliedstaat darf sich in diesem Fall aber nicht von vornherein darauf beschranken, ausschlieBlich
grenziiberschreitende Beratungsleistungen fir inldndische Steuerpflichtige zu erbringen. Die aufgrund der
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Berufserfahrung erworbene Qualifikation eines in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleisters ist
nur anzuerkennen, wenn sie auf einer Beratungstatigkeit beruht, die ihn unionsrechtlich dazu befugt, fiir
inlandische Steuerpflichtige tatig zu werden. Da in Deutschland die steuerberatende Tatigkeit reglementiert ist,
liegt eine unionsrechtlich zulassige Beratungstatigkeit nicht vor, wenn der Dienstleister ausschlieflich
grenzuberschreitende Beratungsleistungen fur inlandische Steuerpflichtige erbringt, ohne vorher eine berufliche
Qualifikation in dem anderen Mitgliedstaat erworben zu haben. Denn erst die in dem anderen Mitgliedstaat
erworbene berufliche Qualifikation berechtigt den Dienstleister --aus unionsrechtlicher Sicht-- zu den
grenziberschreitenden Dienstleistungen fur inlandische Steuerpflichtige (vgl. EuGH-Urteil X-
Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 54). Insoweit reicht es nicht aus, dass der Dienstleister tber
Berufserfahrung aus einer in Deutschland ausgelibten steuerberatenden Tatigkeit verfligt.

cc) Diesem Verstandnis einer unionsrechtlich zu beachtenden Qualifikation zur geschaftsmafRigen Hilfeleistung in
Steuersachen steht § 12 Satz 1 StBerG nicht entgegen. Danach sind Personen und Vereinigungen i.S. des & 3 Nrn. 1
bis 3 StBerG in Angelegenheiten, die das Recht fremder Staaten betreffen, zur geschaftsmafiigen Hilfe in
Steuersachen befugt. Die Vorschrift erweitert die nach nationalem Recht erforderliche Befugnis der in § 3 Nrn. 1 bis
3 StBerG genannten Personen und Gesellschaften zur geschaftsmafiigen Hilfeleistung in Steuersachen. § 12 Satz 1
StBerG kann aber nicht eine nach dem Recht eines fremden Staates notwendige Befugnis begriinden.

d) Ist der Dienstleister eine in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Gesellschaft, ist sie zur
geschaftsmafigen Hilfeleistung in Steuersachen in Form grenziiberschreitender Dienstleistungen befugt, wenn der
verantwortliche Geschaftsfuhrer Uber die erforderliche Qualifikation verfiigt und ihm die steuerberatende Tatigkeit
obliegt. Sind bei einer Steuerberatungsgesellschaft mehrere Geschaftsfihrer bestellt, ist die Gesellschaft nur zu
grenzuberschreitenden Dienstleistungen in Steuersachen fur inlandische Steuerpflichtige befugt, wenn der die
Dienstleistung erbringende Geschaftsfiihrer die in dem anderen Mitgliedstaat erworbene Qualifikation besitzt.
Insoweit kann bei einer in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Gesellschaft nicht auf die formellen
Voraussetzungen von & 32 Abs. 3 und § 50 StBerG abgestellt werden. Die Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 AEUV)
erfordert vielmehr nur die Berlicksichtigung der Qualifikation der Gesellschaft oder der natiirlichen Personen, die fur
sie die Dienstleistung der geschaftsmafdigen Hilfeleistung in Steuersachen erbringen (vgl. EUGH-Urteil X-
Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827). Entscheidend ist danach die Qualifikation der jeweils fur die
Steuerberatungsgesellschaft verantwortlich handelnden Person, die die konkrete Steuerberatungsleistung erbringt.

e) Eine in einem anderen Mitgliedstaat ansassige, nicht in Deutschland niedergelassene
Steuerberatungsgesellschaft kann unter Berufung auf die Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 AEUV)
grenzuberschreitende Beratungsleistungen fur inlandische Steuerpflichtige nur erbringen, wenn sie Uber eine
Berufshaftpflichtversicherung oder einen anderen individuellen oder kollektiven Schutz in Bezug auf die
Berufshaftpflicht verfiigt (vgl. BFH-Urteil vom 21. Juli 2011 II R 6/10, BFHE 234, 474, BStBL 11 2011, 906).

Hat die Gesellschaft eine nach deutschem Recht erforderliche Berufshaftpflichtversicherung fir die steuerberatende
Tatigkeit abgeschlossen, muss der Versicherungsschutz Beratungsleistungen umfassen, die die Gesellschaft von
einem anderen Mitgliedstaat aus fur inlandische Steuerpflichtige erbringt, ohne dass die handelnden Personen
physisch die Grenze zu Deutschland Uberschreiten. Ein Versicherungsschutz fiir Beratungsleistungen i.S. des § 3a
StBerG reicht nicht aus. Denn diese Beratungsleistungen werden auf deutschem Hoheitsgebiet erbracht.

f) Die fur die Anwendung der Dienstleistungsfreiheit notwendigen Voraussetzungen (Niederlassung und
geschaftliche Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat, Erbringung der Dienstleistung von der ausldndischen
Niederlassung aus, im anderen Mitgliedstaat erworbene berufliche Qualifikation, Versicherungsschutz) sind von
dem in einem anderen Mitgliedstaat ansassigen Dienstleister in geeigneter Weise darzulegen und nachzuweisen.
Das Gericht erforscht zwar den Sachverhalt von Amts wegen (&8 76 Abs. 1 Satz 1 FGO). Da aber ein Sachverhalt zu
ermitteln und steuerrechtlich zu beurteilen ist, der sich auf Vorgange aufierhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes bezieht, bestehen erhohte Mitwirkungspflichten der Beteiligten (§ 76 Abs. 1 Satz 4 FGO i.V.m. & 90 Abs. 2
AO). Der Dienstleister, der sich auf die Dienstleistungsfreiheit beruft, tragt insoweit die Feststellungslast fur alle
Tatsachen, die flr eine Anwendung der Dienstleistungsfreiheit erforderlich sind.

Allerdings sind an den vom Dienstleister zu erbringenden Nachweis in formeller Hinsicht keine Uberzogenen
Anforderungen zu stellen. Insbesondere kann die Befugnis eines in einem anderen Mitgliedstaat ansassigen
Dienstleisters zu grenziiberschreitenden Steuerberatungsleistungen nicht deshalb abgelehnt werden, weil er nicht
die Nachweise i.S. des § 3a Abs. 2 Satz 3 Nrn. 5 bis 7 StBerG fur eine voriibergehende und gelegentliche
Hilfeleistung in Steuersachen auf deutschem Hoheitsgebiet erbracht hat. Denn diese Regelungen gelten nicht fir
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eine von einem anderen Mitgliedstaat aus erbrachte Steuerberatungsdienstleistung ohne physischen Grenziibertritt
der handelnden Personen, auch wenn der Inhalt der Regelungen zum Teil bei der Berlicksichtigung der in einem
anderen Mitgliedstaat erworbenen Qualifikationen herangezogen wird. Der Grundsatz der Rechtssicherheit gebietet
es, dass Rechtsvorschriften --vor allem dann, wenn sie nachteilige Folgen fiir Einzelne und Unternehmen haben
kénnen-- klar, bestimmt und in ihren Auswirkungen voraussehbar sein mussen (EuGH-Urteil X-
Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827, Rz 58).

g) Im Streitfall hat das FG --ausgehend von seiner Auffassung zu Recht-- noch nicht gepruft, ob die
Voraussetzungen dafiir vorliegen, dass sich die Kligerin in Bezug auf die Anfertigung und Ubersendung der
Umsatzsteuererklarung der C-Ltd. fur 2010 auf die Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 AEUV berufen kann und der
Zuruckweisungsbescheid von 12. Marz 2012 deshalb rechtswidrig ist. Fir den Fall, dass die Klagerin nicht in
Deutschland niedergelassen ist und damit nicht in den Geltungsbereich der Niederlassungsfreiheit fallt, sind diese
Prifung und die fur die Anwendung der Dienstleistungsfreiheit erforderlichen Feststellungen nachzuholen.

Das FG hat keine Feststellungen dazu getroffen, ob die Klagerin zum Zeitpunkt des Ergehens des
Zuruckweisungsbescheids vom 12. Marz 2012 in ihrer niederlandischen Niederlassung geschaftlich tatig war, die
konkrete Dienstleistung an die C-Ltd. von dieser Niederlassung aus erbracht hat und welche in den Niederlanden
erworbenen beruflichen Qualifikationen die Klagerin bzw. der die konkrete Dienstleistung erbringende
Geschaftsfihrer zur Ausibung einer steuerberatenden Tatigkeit im Jahr 2012 aufweisen konnte.

Das FG hat in diesem Fall weiter zu ermitteln, ob die von der Klagerin abgeschlossene Berufshaftpflichtversicherung
Versicherungsschutz fur Beratungsleistungen bietet, die die Klagerin von einem anderen Mitgliedstaat aus fir
inlandische Steuerpflichtige erbringt, ohne dass die handelnden Personen physisch die Grenze zu Deutschland
uberschreiten. Dem Versicherungsschein vom 6. Oktober 2011 kann nicht eindeutig entnommen werden, ob
Versicherungsschutz fur die von den Niederlanden aus erbrachten Dienstleistungen bestand. Der
Versicherungsschein enthalt zwar die besondere Vereinbarung, dass die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers fur Vermogensschaden aus der Hilfeleistung in Steuersachen gemaf & 3a StBerG versichert
ist. Allerdings ist als versichertes Risiko die "Hilfeleistung in Steuersachen gem. & 3a StBerG (vom Ausland aus)”
bezeichnet. Da & 3a StBerG die Erbringung von Dienstleistungen auf dem Hoheitsgebiet von Deutschland betrifft,
sind zwar die Dienstleistungen abgesichert, die in Deutschland erbracht werden. Dienstleistungen, die fur
inlandische Steuerpflichtige in den Niederlanden erbracht werden, kdnnten aber ebenso versichert sein. Darauf
deutet die Bezeichnung des versicherten Risikos "Hilfeleistung in Steuersachen vom Ausland aus” hin. Der Umfang
des Versicherungsschutzes ist nicht eindeutig und deshalb unter Heranziehung der Versicherungsbedingungen
sowie ggf. durch eine schriftliche oder mindliche Bestatigung des Versicherers zu klaren.

8. Sollten die vom FG nachzuholenden Feststellungen ergeben, dass sich die Klagerin auf die
Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 AEUV berufen kann, so steht dem der Gesichtspunkt des Rechtsmissbrauchs
nicht entgegen.

a) Nach standiger Rechtsprechung des EuGH darf sich niemand in betriigerischer oder missbrauchlicher Weise auf
die Rechtsvorschriften der EU berufen (vgl. EuGH-Urteil Kratzer vom 28. Juli 2016 C-423/15, EU:C:2016:604, Rz 37,
m.w.N.).

Die Feststellung eines missbrauchlichen Verhaltens verlangt das Vorliegen eines objektiven und eines subjektiven
Tatbestandsmerkmals (vgl. EuGH-Urteil SICES u.a. vom 13. Marz 2014 C-155/13, EU:C:2014:145, Rz 31).

Das objektive Tatbestandsmerkmal ist erfullt, wenn sich aus einer Gesamtwurdigung der objektiven Umstande
ergibt, dass trotz formaler Einhaltung der von der Unionsregelung vorgesehenen Bedingungen das Ziel dieser
Regelung nicht erreicht wurde (vgl. EuGH-Urteil Kratzer, EU:C:2016:604, Rz 39). Das subjektive Tatbestandsmerkmal
liegt vor, wenn aus einer Reihe objektiver Anhaltspunkte ersichtlich ist, dass wesentlicher Zweck der fraglichen
Handlungen die Erlangung eines ungerechtfertigten Vorteils ist (vgl. EuGH-Urteil Kratzer, EU:C:2016:604, Rz 40).
Denn das Missbrauchsverbot greift nicht, wenn die fraglichen Handlungen eine andere Erklarung haben konnen als
nur die Erlangung eines Vorteils (vgl. EuGH-Urteile Halifax u.a. vom 21. Februar 2006 C-255/02, EU:C:2006:121,

Rz 75; Weald Leasing vom 22. Dezember 2010 C-103/09, EU:C:2010:804, Rz 30; SICES u.a., EU:C:2014:145, Rz 33).

Zum Beweis fur das Vorliegen des subjektiven Tatbestandsmerkmals, das auf die Absicht der Handelnden abstellt,
kann u.a. der rein kiinstliche Charakter der fraglichen Handlungen beriicksichtigt werden (vgl. EuGH-Urteile
Emsland-Starke vom 14. Dezember 2000 C-110/99, EU:C:2000:695, Rz 53 und 58; Halifax u.a., EU:C:2006:121, Rz 81,
Part Service vom 21. Februar 2008 C-425/06, EU:C:2008:108, Rz 62; SICES u.a., EU:C:2014:145, Rz 33).
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Es ist Sache des nationalen Gerichts, gemaft den Beweisregeln des nationalen Rechts --soweit dadurch die
Wirksamkeit des Unionsrechts nicht beeintrachtigt wird-- festzustellen, ob die Tatbestandsvoraussetzungen eines
missbrauchlichen Verhaltens im Ausgangsverfahren erfllt sind (vgl. EuGH-Urteil Kratzer, EU:C:2016:604, Rz 42,
m.w.N.).

b) Der Umstand, dass eine Gesellschaft in einem Mitgliedstaat nur gegriindet wurde, um in den Genuss
vorteilhafterer Rechtsvorschriften zu kommen, stellt keinen Missbrauch dar, und zwar auch dann nicht, wenn die
betreffende Gesellschaft ihre Tatigkeiten hauptsachlich oder ausschliefilich in diesem zweiten Staat (mit den
strengeren Rechtsvorschriften) ausubt (vgl. EUGH-Urteile Centros vom 9. Marz 1999 C-212/97, EU:C:1999:126, Rz 27,
29, und Inspire Art vom 30. September 2003 C-167/01, EU:C:2003:512, Rz 96). Nach diesen Entscheidungen kann es
fur sich allein keine missbrauchliche Ausnutzung des Niederlassungsrechts darstellen, wenn eine Gesellschaft in
einem Mitgliedstaat nur errichtet wurde, um sich in einem zweiten Mitgliedstaat niederzulassen, in dem die
Geschaftstatigkeit im Wesentlichen oder ausschliefilich ausgelibt werden soll. Auch der Umstand, dass sich ein
Angehdriger eines Mitgliedstaats entschlossen hat, eine Berufsqualifikation in einem anderen Mitgliedstaat als
seinem Wohnmitgliedstaat zu erwerben, um dort in den Genuss vorteilhafterer Rechtsvorschriften zu kommen,
reicht fir sich genommen nicht aus, um von einem Rechtsmissbrauch auszugehen (EuGH-Urteil Torresi vom 17. Juli
2014 C-58/13, C-59/13, EU:C:2014:2088, Rz 50, zu Art. 3 der Richtlinie 98/5/EG des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 16. Februar 1998 zur Erleichterung der standigen Ausiibung des Rechtsanwaltsberufs in einem
anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation erworben wurde). Diesen Entscheidungen ist zu entnehmen,
dass der EuGH die Nutzung vorteilhafterer Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats nicht als Rechtsmissbrauch
ansieht.

) Dieser vom EuGH aufgestellte Grundsatz gilt auch im Bereich der Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 AEUV.
Errichtet eine in einem Mitgliedstaat ansdssige Steuerberatungsgesellschaft in einem anderen Mitgliedstaat, in dem
die Steuerberatungstatigkeit nicht reglementiert ist, eine Zweigniederlassung, von der aus sie
Steuerberatungsleistungen erbringt, ist weder die Errichtung der Zweigniederlassung noch die Erbringung der
Beratungsleistungen in dem Staat der Zweigniederlassung noch die Erbringung grenziiberschreitender
Beratungsleistungen fur Staatsangehdrige in einem Mitgliedstaat, in dem die Steuerberatung zu den
reglementierten Berufen zahlt, rechtsmissbrauchlich. Denn die Gesellschaft nimmt insoweit nur die unionsrechtlich
gewahrleisteten Grundfreiheiten wahr. Ein ungerechtfertigter Vorteil wird dadurch nicht erlangt. Auch der EuGH hat
in der den Streitfall betreffenden Entscheidung (EuGH-Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft, EU:C:2015:827) einen
Rechtsmissbrauch nicht angesprochen, sondern nur verlangt, dass fur die Erbringung grenziberschreitender
Steuerberatungsleistungen an Steuerpflichtige in einem anderen Mitgliedstaat, in dem die Steuerberatung
reglementiert ist, die Qualifikation, die der Dienstleister im Niederlassungsmitgliedstaat erworben hat, ihrem Wert
entsprechend anzuerkennen und angemessen zu berucksichtigen ist.

d) Ein Missbrauch liegt auch dann nicht vor, wenn einer der Gesellschafter und Geschaftsfihrer der
Steuerberatungsgesellschaft, die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist und dort keiner
Reglementierung unterliegt, friher Steuerberater in Deutschland gewesen ist und seine Bestellung bestandskraftig
widerrufen worden war. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Gesellschaft einen weiteren Gesellschafter und
Geschaftsfuhrer hat, bei dem dies nicht zutrifft. Denn die Gesellschaft erflllt in dieser Konstellation als solche
--unabhangig von dem friher als Steuerberater bestellten Geschaftsfiihrer-- alle Voraussetzungen zur
Inanspruchnahme der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit. Die Dienstleistungsfreiheit erfasst
auch grenzuberschreitende Beratungsleistungen fur inlandische Steuerpflichtige, wenn der weitere Geschaftsfuhrer
hierfir Uber eine im Niederlassungsmitgliedstaat erworbene Qualifikation verfugt.

Die Mitwirkung eines Geschaftsfuhrers, der wegen des Widerrufs der Bestellung selbst nicht mehr in Deutschland
als Steuerberater tatig sein kann, ist auch hinsichtlich der grenziberschreitenden Beratungsleistungen fir
inlandische Steuerpflichtige kein Rechtsmissbrauch. Dieser Geschaftsfiihrer erlangt zwar aufgrund seiner Stellung
bei der in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassenen Steuerberatungsgesellschaft die Maglichkeit,
grenziiberschreitende Beratungsleistungen fir inldndische Steuerpflichtige zu erbringen. Dieser Vorteil ist aber
nicht ungerechtfertigt. Denn er wird nur gewahrt, wenn der Geschaftsflhrer vor der Erbringung der
grenziiberschreitenden Dienstleistungen im Niederlassungsstaat Qualifikationen erworben hat, die ihm eine
Befugnis zu diesen grenzuberschreitenden Steuerberatungsleistungen verschaffen. Der vormals als Steuerberater in
Deutschland tatige Geschaftsfuhrer kann also nicht ohne Weiteres liber eine in einem anderen Mitgliedstaat
niedergelassene Steuerberatungsgesellschaft Hilfe in Steuersachen fir inlandische Steuerpflichtige leisten. Zudem
kann der Widerruf der Bestellung als Steuerberater in Deutschland nicht dazu fuhren, dass damit zugleich eine
Ausibung der steuerberatenden Tatigkeit in anderen Mitgliedstaaten verhindert wird.
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e) Die Errichtung der Klagerin in England, die Er6ffnung einer Niederlassung in den Niederlanden und die
Erbringung grenzuberschreitender Steuerberatungsleistungen an inlandische Steuerpflichtige aufgrund einer in den
Niederlanden erworbenen Qualifikation sind nicht missbrauchlich. Das gilt auch, wenn sie letztendlich zum Ziel
haben, von der Niederlassung in den Niederlanden aus geschaftsmaRig Hilfe in Steuersachen fir inlandische
Steuerpflichtige zu leisten, und sich die Klagerin dadurch dem Anwendungsbereich der nationalen Vorschriften der
88 2, 3 Nr. 3, 32 Abs. 3 StBerG entzieht. Die Klagerin ist berechtigt, moglicherweise glinstigere Rechtsvorschriften
der Niederlande fur ihre geschaftliche Tatigkeit zu nutzen. Unschadlich ist, dass Y, dessen Bestellung als
Steuerberater in Deutschland widerrufen wurde, Gesellschafter und Geschaftsfiihrer der Klagerin ist.

9. Die Richtlinie 2000/31/EG ist entgegen der Auffassung der Klagerin nicht einschlagig.

Diese Richtlinie soll einen Beitrag zum einwandfreien Funktionieren des Binnenmarktes leisten, indem sie den
freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft zwischen den Mitgliedstaaten sicherstellt (Art. 1 Abs. 1 der
Richtlinie 2000/31/EG). Sie findet keine Anwendung auf den Bereich der Besteuerung (Art. 1 Abs. 5 Buchst. a der
Richtlinie 2000/31/EG).

Die Mitwirkung einer Gesellschaft bei der Erstellung und Abgabe der Steuererklarung eines Steuerpflichtigen nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck fallt deshalb nicht unter die Richtlinie 2000/31/EG. Zudem liegt insoweit auch
kein Dienst der Informationsgesellschaft i.S. der Art. 3 Abs. 2, Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2000/31/EG i.V.m. Art. 1
Nr. 2 der Richtlinie 98/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 zur Anderung der
Richtlinie 98/34/EG uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften in der
bis 6. Oktober 2015 geltenden Fassung (Richtlinie 98/48/EG) vor. Ein Dienst ist nach Art. 1 Nr. 2 Buchst. a der
Richtlinie 98/34/EG eine Dienstleistung der Informationsgesellschaft, d.h. jede in der Regel gegen Entgelt
elektronisch im Fernabsatz und auf individuellen Abruf eines Empfangers erbrachte Dienstleistung. Die Erstellung
einer Steuererkldrung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck und die Ubersendung des ausgefiillten Vordrucks
an das Finanzamt ist keine derartige Dienstleistung.

10. Die Ubertragung der Entscheidung lber die Kosten des Revisionsverfahrens auf das FG beruht auf & 143 Abs. 2
FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 12 von 12


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201610267/

	Urteil vom 19. Oktober 2016, II R 44/12
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



